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KURZE BEGRÜNDUNG

Das Europäische Institut für Gleichstellungsfragen schätzt die Kosten, die durch 
geschlechtsspezifische Gewalt gegen Frauen in der EU verursacht werden, für das Jahr 2019 
auf 290 Mrd. EUR1. Dazu gehören beispielsweise die Kosten für entgangene 
Wirtschaftsleistung aufgrund geschlechtsspezifischer Gewalt sowie die Kosten für 
Gesundheitsdienste, die Straf- und Ziviljustiz und Sozialfürsorge und persönliche Kosten. Aus 
diesem Grund ist die Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt von maßgeblicher Bedeutung für die 
Haushalte der EU und ihrer Mitgliedstaaten. Die vorliegende Stellungnahme des 
Haushaltsausschusses konzentriert sich insbesondere auf die Finanzierung der Opferhilfe und 
der einschlägigen EU-Agenturen sowie auf die Berichterstattung und Datenerhebung.

Die Berichterstatterin begrüßt den Vorschlag der Kommission, der darauf abzielt, die 
derzeitigen Rechtsinstrumente der EU zur Bekämpfung geschlechtsspezifischer Gewalt zu 
verbessern, die Rechte der Opfer (Schutz, Zugang zur Justiz, Unterstützung, Prävention, 
Koordinierung und Zusammenarbeit) zu stärken und das EU-Recht an internationale Standards 
(z. B. das Übereinkommen von Istanbul) anzugleichen.

Um eigens eine Unterstützung für Opfer aller Formen geschlechtsspezifischer Gewalt 
sicherzustellen, schlägt die Berichterstatterin vor, dass alle Dienste mindestens den 
Mindeststandards für Unterstützungsdienste entsprechen sollten, die sich aus internationalen 
Verpflichtungen und insbesondere aus dem Übereinkommen von Istanbul ergeben 
(einschließlich Mindeststandards für Unterkünfte, Beratung, Betreuungsstellen für die Opfer 
von Vergewaltigung und sexueller Gewalt sowie Notrufstellen). Nationale Behörden sowie 
staatliche und nichtstaatliche Organisationen, die unterschiedliche Zielgruppen haben und mit 
der Region und den Kommunen verbunden sind, sollten diese Dienste anbieten. Ein dezentrales 
Unterstützungssystem mit einem breiten Spektrum an Unterstützungsdiensten kann gezielter 
und wirksamer auf die individuellen Bedürfnisse der Opfer eingehen. Angesichts der Zunahme 
von Cybergewalt schlägt die Berichterstatterin eigens für die Bekämpfung von Cybergewalt 
außerdem zusätzliche Maßnahmen im Bereich der Opferhilfe vor, die insbesondere von 
nichtstaatlichen Organisationen bereitzustellen wären. 

Um diese Maßnahmen zu unterstützen, sollte die EU ausreichende Finanzmittel und 
entsprechendes Personal für Programme in den Bereichen Opferhilfe und Prävention sowie im 
nächsten mehrjährigen Finanzrahmen eigens Haushaltsmittel für die Umsetzung der Richtlinie 
bereitstellen.

Um für die bestmögliche Opferhilfe und die Verhütung geschlechtsspezifischer Gewalt zu 
sorgen, ist es wichtig, die einschlägigen Daten zu erheben, damit die Nachfrage nach und das 
Angebot an Maßnahmen in den Bereichen Opferhilfe und Prävention genau ermittelt werden 
können. Auf der Grundlage dieser Daten sollten die EU und die Mitgliedstaaten die 
Finanzmittel für Opferhilfe und Verhütung geschlechtsspezifischer Gewalt in ihren künftigen 
Etats festlegen. Daher sollten die Mitgliedstaaten ausführliche Daten in Bezug auf 

1 EIGE (2019): Gender-based violence. The costs of gender-based violence in the European Union 
(Geschlechtsspezifische Gewalt – Die Kosten von geschlechtsspezifischer Gewalt in der Europäischen Union). 
Vilnius.
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geschlechtsspezifische Gewalt und entsprechende Unterstützungsmaßnahmen erheben. Die 
Kommission (Eurostat und das Europäische Institut für Gleichstellungsfragen) sollte die 
Erhebung von Daten in den Mitgliedstaaten in einem standardisierten und maschinenlesbaren 
Format auf der Grundlage der von der Kommission veröffentlichten Leitlinien koordinieren.

Schließlich schlägt die Berichterstatterin vor, dass die einschlägigen Agenturen und 
Dienststellen (das Europäische Institut für Gleichstellungsfragen und Eurostat) mit dem 
erforderlichen Personal und den entsprechenden Finanzmitteln ausgestattet werden, damit sie 
diese zusätzlichen Aufgaben und Zuständigkeiten wahrnehmen können.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Haushaltsausschuss ersucht den Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres 
und den Ausschuss für die Rechte der Frauen und die Gleichstellung der Geschlechter als 
federführende Ausschüsse, Folgendes zu berücksichtigen:

Änderungsantrag 1
Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Gewalt gegen Frauen und häusliche 
Gewalt können verschärft werden, wenn 
sie mit Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts und anderen nach dem 
Unionsrecht verbotenen 
Diskriminierungsmerkmalen einhergehen, 
darunter Staatsangehörigkeit, Rasse, 
ethnische oder soziale Herkunft, genetische 
Merkmale, Sprache, Religion oder 
Weltanschauung, politische oder sonstige 
Anschauung, Zugehörigkeit zu einer 
nationalen Minderheit, Vermögen, Geburt, 
Behinderung, Alter oder sexuelle 
Ausrichtung. Die Mitgliedstaaten sollten 
daher die Opfer, die von solchen sich 
überschneidenden Formen der 
Diskriminierung betroffen sind, gebührend 
berücksichtigen, indem sie spezifische 
Maßnahmen für Fälle vorsehen, in denen 
sich überschneidende Formen der 
Diskriminierung vorliegen. Insbesondere 
lesbische, bisexuelle, transsexuelle, 
nichtbinäre, intersexuelle und queere 
(LGBTIQ) Frauen, Frauen mit 
Behinderungen und Frauen, die einer 

(11) Gewalt gegen Frauen und häusliche 
Gewalt können verschärft werden, wenn 
sie mit Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts und anderen nach dem 
Unionsrecht verbotenen 
Diskriminierungsmerkmalen einhergehen, 
darunter Staatsangehörigkeit, Rasse, 
Hautfarbe, ethnische oder soziale 
Herkunft, genetische Merkmale, Sprache, 
Religion oder Weltanschauung, politische 
oder sonstige Anschauung, Zugehörigkeit 
zu einer nationalen Minderheit, Vermögen, 
Geburt, Behinderung, Alter oder sexuelle 
Ausrichtung. Die Mitgliedstaaten sollten 
daher die Opfer, die von solchen sich 
überschneidenden Formen der 
Diskriminierung betroffen sind, gebührend 
berücksichtigen, indem sie spezifische 
Maßnahmen für Fälle vorsehen, in denen 
sich überschneidende Formen der 
Diskriminierung vorliegen. Insbesondere 
lesbische, bisexuelle, transsexuelle, 
nichtbinäre, intersexuelle und queere 
(LBTIQ) Frauen, Frauen mit 
Behinderungen und Frauen, die einer 
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ethnischen Minderheit angehören, sind 
einem erhöhten Risiko ausgesetzt, 
geschlechtsspezifische Gewalt zu erleben.

ethnischen Minderheit angehören, sind 
einem erhöhten Risiko ausgesetzt, 
geschlechtsspezifische Gewalt zu erleben.

Änderungsantrag 2
Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 17

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(17) Für bestimmte Formen der 
Cybergewalt müssen Straftatbestände und 
Strafen auf harmonisierte Weise festgelegt 
werden. Cybergewalt trifft vor allem 
Politikerinnen, Journalistinnen und 
Menschenrechtsverteidigerinnen. Sie kann 
dazu führen, dass Frauen zum Schweigen 
gebracht und sie an ihrer gesellschaftlichen 
Teilhabe unter den gleichen Bedingungen 
wie Männer behindert werden. Auch in 
Bildungseinrichtungen wie Schulen und 
Universitäten sind Frauen und Mädchen 
unverhältnismäßig stark von Cybergewalt 
betroffen. Dies wirkt sich nachteilig auf 
ihre weitere Ausbildung und ihre 
psychische Gesundheit aus, was in 
Extremfällen zu Selbstmord führen kann.

(17) Für bestimmte Formen der 
Cybergewalt müssen Straftatbestände und 
Strafen auf harmonisierte Weise festgelegt 
werden. Cybergewalt trifft vor allem 
Politikerinnen, Journalistinnen und 
Menschenrechtsverteidigerinnen. Sie kann 
dazu führen, dass Frauen zum Schweigen 
gebracht und sie an ihrer gesellschaftlichen 
Teilhabe unter den gleichen Bedingungen 
wie Männer behindert werden. Auch in 
Bildungseinrichtungen wie Schulen und 
Universitäten sind Frauen und Mädchen 
unverhältnismäßig stark von Cybergewalt 
betroffen. Dies wirkt sich nachteilig auf 
ihre weitere Ausbildung und ihre 
psychische Gesundheit aus, was zu einem 
erhöhten Auftreten von Depressionen und 
Angststörungen und in Extremfällen zu 
Selbstmord führen kann.

Änderungsantrag 3
Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 19

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19) Insbesondere aufgrund der Tendenz 
zur einfachen, schnellen und weiten 
Verbreitung und Begehung sowie ihres 
intimen Charakters kann die 
Zugänglichmachung von intimen Bildern 
oder Videos und von Material, das sexuelle 
Handlungen zeigt, ohne Zustimmung an 
eine Vielzahl von Endnutzern mittels 
Informations- und 
Kommunikationstechnologien sehr 
schädlich für die Opfer sein. Der in dieser 

(19) Insbesondere aufgrund der Tendenz 
zur einfachen, schnellen und weiten 
Verbreitung und zur einfachen, schnellen 
und umfassenden Begehung sowie ihres 
intimen Charakters kann die  
Zugänglichmachung von intimen Bildern 
oder Videos und von Material, das sexuelle 
Handlungen zeigt, ohne Zustimmung an 
eine Vielzahl von Endnutzern mittels 
Informations- und 
Kommunikationstechnologien sehr 
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Richtlinie vorgesehene Straftatbestand 
sollte sich auf alle Arten von solchem 
Material erstrecken, darunter Bilder, Fotos 
und Videos, einschließlich sexualisierter 
Bilder, Audio- und Videoclips. Er sollte 
sich auf Situationen beziehen, in denen das 
Material einer Vielzahl von Endnutzern 
mittels Informations- und 
Kommunikationstechnologien ohne die 
Zustimmung des Opfers zugänglich 
gemacht wird, unabhängig davon, ob das 
Opfer der Erstellung dieses Materials 
zugestimmt hat oder es an eine bestimmte 
Person weitergegeben hat. Der 
Straftatbestand sollte auch die nicht 
einvernehmliche Herstellung oder 
Manipulation, z. B. durch Bildbearbeitung, 
von Material umfassen, das den Anschein 
erweckt, dass eine andere Person an 
sexuellen Handlungen beteiligt ist, sofern 
das Material anschließend einer Vielzahl 
von Endnutzern mittels Informations- und 
Kommunikationstechnologien zugänglich 
gemacht wird, ohne dass die betreffende 
Person dem zugestimmt hat. Eine solche 
Herstellung oder Manipulation sollte die 
Herstellung von „Deepfakes“ umfassen, 
bei denen das Material einer existierenden 
Person existierenden Gegenständen, Orten 
oder anderen Einheiten oder Ereignissen, 
die sexuelle Handlungen einer anderen 
Person darstellen, deutlich ähnelt und 
anderen fälschlicherweise als authentisch 
oder wahrheitsgemäß erscheinen würde. Im 
Interesse eines wirksamen Schutzes der 
Opfer eines solchen Verhaltens sollte auch 
die Androhung eines solchen Verhaltens 
abgedeckt sein.

schädlich für die Opfer sein. Der in dieser 
Richtlinie vorgesehene Straftatbestand 
sollte sich auf alle Arten von solchem 
Material erstrecken, darunter Bilder, Fotos 
und Videos, unter anderem sexualisierte 
Bilder, Audio- und Videoclips. Er sollte 
sich auf Situationen beziehen, in denen das 
Material einer Vielzahl von Endnutzern 
mittels Informations- und 
Kommunikationstechnologien ohne die 
Zustimmung des Opfers zugänglich 
gemacht wird, unabhängig davon, ob das 
Opfer der Erstellung dieses Materials 
zugestimmt hat oder es an eine bestimmte 
Person weitergegeben hat. Der 
Straftatbestand sollte auch die nicht 
einvernehmliche Herstellung oder 
Manipulation, z. B. durch Bildbearbeitung, 
von Material umfassen, das dadurch den 
Anschein erweckt, dass eine andere Person 
an sexuellen Handlungen beteiligt ist, 
sofern das Material anschließend einer 
Vielzahl von Endnutzern mittels 
Informations- und 
Kommunikationstechnologien zugänglich 
gemacht wird, ohne dass die betreffende 
Person dem zugestimmt hat. Eine solche 
Herstellung oder Manipulation sollte die 
Herstellung von „Deepfakes“ umfassen, 
bei denen das Material einer existierenden 
Person, existierenden Gegenständen, Orten 
oder anderen Einheiten oder Ereignissen, 
die sexuelle Handlungen einer anderen 
Person darstellen, deutlich ähnelt und 
anderen fälschlicherweise als authentisch 
oder wahrheitsgemäß erscheinen würde. Im 
Interesse eines wirksamen Schutzes der 
Opfer eines solchen Verhaltens sollte auch 
die Androhung eines solchen Verhaltens 
abgedeckt sein.

Änderungsantrag 4
Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 21

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(21) Es sollten Mindestvorschriften für (21) Es sollten Mindestvorschriften für 
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den Straftatbestand des Cybermobbings 
festgelegt werden, um der Anstiftung zu 
einem Angriff mit Dritten oder der 
Beteiligung an einem solchen gegen eine 
andere Person gerichteten Angriff, indem 
bedrohliches oder beleidigendes Material 
einer Vielzahl von Endnutzern zugänglich 
gemacht wird, entgegenzuwirken. Solche 
breit angelegten Angriffe, einschließlich 
koordinierter Mobbing-Angriffe im 
Internet, können in Offline-Angriffe 
übergehen oder erhebliche psychische 
Schäden verursachen und in Extremfällen 
zum Selbstmord des Opfers führen. Sie 
richten sich oft gegen prominente 
Politikerinnen und Politiker, 
Journalistinnen und Journalisten oder 
anderweitig bekannte Personen, aber sie 
können auch in anderen Zusammenhängen 
auftreten, zum Beispiel auf dem 
Universitätsgelände oder in Schulen. 
Gegen diese Art von Cybergewalt sollte 
vor allem dann vorgegangen werden, wenn 
die Angriffe in großem Maßstab 
stattfinden, beispielsweise in Form von 
Massenbelästigungen durch eine große 
Anzahl von Personen.

den Straftatbestand des Cybermobbings 
festgelegt werden, um der Anstiftung zu 
einem Angriff mit Dritten oder der 
Beteiligung an einem solchen gegen eine 
andere Person gerichteten Angriff, indem 
bedrohliches oder beleidigendes Material 
einer Vielzahl von Endnutzern zugänglich 
gemacht wird, entgegenzuwirken. Solche 
breit angelegten Angriffe, einschließlich 
koordinierter Gruppenangriffe im Internet, 
können in Offline-Angriffe übergehen oder 
erhebliche psychische Schäden 
verursachen und in Extremfällen zum 
Selbstmord des Opfers führen. Sie richten 
sich oft gegen prominente Politikerinnen 
und Politiker, Journalistinnen und 
Journalisten und 
Menschenrechtsverteidigerinnen und 
Menschenrechtsverteidiger oder 
anderweitig bekannte Personen, aber sie 
können auch in anderen Zusammenhängen 
auftreten, zum Beispiel auf dem 
Universitätsgelände oder in Schulen. 
Gegen diese Art von Cybergewalt sollte 
vor allem dann vorgegangen werden, wenn 
die Angriffe in großem Maßstab 
stattfinden, beispielsweise in Form von 
Massenmobbing durch eine große Anzahl 
von Personen.

Änderungsantrag 5
Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 30

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(30) Um eine umfassende Unterstützung 
und einen umfassenden Schutz der Opfer 
zu gewährleisten, sollten alle zuständigen 
Behörden und einschlägigen Stellen – nicht 
nur Strafverfolgungs- und Justizbehörden – 
auf der Grundlage klarer Leitlinien der 
Mitgliedstaaten in die Bewertung der 
Risiken für die Opfer und der geeigneten 
Unterstützungsmaßnahmen einbezogen 
werden. Diese Leitlinien sollten Faktoren 
enthalten, die bei der Bewertung des vom 
Täter oder Verdächtigen ausgehenden 

(30) Um eine umfassende Unterstützung 
und einen umfassenden Schutz der Opfer 
zu gewährleisten, sollten alle zuständigen 
Behörden und einschlägigen Stellen – nicht 
nur Strafverfolgungs- und Justizbehörden – 
in Abstimmung mit den einschlägigen 
Organisationen der Zivilgesellschaft auf 
der Grundlage klarer Leitlinien der 
Mitgliedstaaten in die Bewertung der 
Risiken für die Opfer und der geeigneten 
Unterstützungsmaßnahmen einbezogen 
werden. Diese Leitlinien sollten Faktoren 
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Risiko zu berücksichtigen sind. Dazu 
gehört auch die Überlegung, dass von 
Verdächtigen, denen geringfügige 
Straftaten zur Last gelegt werden, genauso 
viel Gefahr ausgeht wie von Verdächtigen, 
denen schwerere Straftaten zur Last gelegt 
werden, insbesondere in Fällen von 
häuslicher Gewalt und Stalking.

enthalten, die bei der Bewertung des vom 
Täter oder Verdächtigen ausgehenden 
Risikos zu berücksichtigen sind. Dazu 
gehört auch die Überlegung, dass von 
Verdächtigen, denen geringfügige 
Straftaten zur Last gelegt werden, genauso 
viel Gefahr ausgeht wie von Verdächtigen, 
denen schwerere Straftaten zur Last gelegt 
werden, insbesondere in Fällen von 
häuslicher Gewalt und Stalking.

Änderungsantrag 6
Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 46

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(46) Spezialisierte Hilfsdienste sollten 
den Opfern aller Formen von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt, 
einschließlich sexueller Gewalt, weiblicher 
Genitalverstümmelung, Zwangsheirat, 
Zwangsabtreibung und 
Zwangssterilisation, sexueller Belästigung 
und verschiedener Formen von 
Cybergewalt, Unterstützung bieten.

(46) Spezialisierte Hilfsdienste sollten 
den Opfern aller Formen von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt, 
einschließlich sexueller Gewalt, 
Verstümmelung weiblicher Genitalien, 
Zwangsheirat, Zwangsabtreibung und 
Zwangssterilisation, sexueller Belästigung 
und Cybergewalt, Unterstützung bieten. 
Die Dienste sollten den Mindeststandards 
für Unterstützungsdienste gemäß dem 
Übereinkommen von Istanbul 
entsprechen, insbesondere in Bezug auf 
Unterkünfte, Beratung, Betreuungsstellen 
für die Opfer von Vergewaltigung und 
sexueller Gewalt sowie Notrufstellen.

Änderungsantrag 7
Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 47

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(47) Durch die spezialisierte 
Unterstützung sollte den Opfern eine auf 
ihre speziellen Bedürfnisse zugeschnittene 
Hilfe geboten werden, und zwar 
unabhängig von einer amtlichen 
Beschwerde. Diese Dienste könnten neben 
den allgemeinen Hilfsdiensten für Opfer – 
oder als zu diesen gehörig – bereitgestellt 

(47) Durch die spezialisierte 
Unterstützung sollte den Opfern eine auf 
ihre speziellen Bedürfnisse zugeschnittene 
Hilfe geboten werden, und zwar 
unabhängig von einer offiziellen Anzeige. 
Diese Dienste könnten neben den 
allgemeinen Hilfsdiensten für Opfer – oder 
als zu diesen gehörig – bereitgestellt 
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werden, die auf bestehende Einrichtungen 
zurückgreifen können, die eine 
spezialisierte Unterstützung anbieten. 
Spezialisierte Unterstützung kann von 
nationalen Behörden, 
Opferhilfeorganisationen oder anderen 
nichtstaatlichen Organisationen geleistet 
werden. Sie sollten mit ausreichenden 
Personal- und Finanzmitteln ausgestattet 
werden, und wenn die Dienste von 
nichtstaatlichen Organisationen erbracht 
werden, sollten die Mitgliedstaaten 
sicherstellen, dass diese angemessene 
Mittel erhalten.

werden, die auf bestehende Einrichtungen 
zurückgreifen können, die eine 
spezialisierte Unterstützung anbieten. 
Spezialisierte Unterstützung kann von 
nationalen Behörden, 
Opferhilfeorganisationen oder anderen 
nichtstaatlichen Organisationen geleistet 
werden. Sie sollten mit ausreichenden 
personellen und finanziellen Ressourcen 
ausgestattet werden, und wenn die Dienste 
von nichtstaatlichen Organisationen 
erbracht werden, sollten die 
Mitgliedstaaten und die EU dafür 
verantwortlich sein, sicherzustellen, dass 
diese beispielsweise durch das Programm 
„Rechte und Werte“ und dessen 
Aktionsbereich Daphne angemessene 
Mittel erhalten, wobei die EU zusätzliche 
Mittel bereitstellt, wenn dies erforderlich 
ist. Die Mitgliedstaaten sollten dafür 
sorgen, dass alle Opfer, die 
schutzbedürftigen Gruppen oder 
Gemeinschaften angehören, 
Unterstützung erhalten, die auf ihre 
Bedürfnisse zugeschnitten ist, wobei ein 
besonderes Augenmerk auf die 
sprachlichen Bedürfnisse und die 
potenziellen Erfahrungen bestimmter 
Gemeinschaften in Bezug auf frühere 
oder derzeitige Diskriminierung zu legen 
ist. Die Unterstützung sollte in Form von 
Offline- und Online-Diensten 
entsprechend den besonderen 
Bedürfnissen bereitgestellt werden.

Änderungsantrag 8
Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 47 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(47a) Es ist hervorzuheben, dass die 
Mitgliedstaaten die Verantwortung für die 
Sicherstellung ausreichender personeller 
und finanzieller Ressourcen tragen, um 
Opfern von Gewalttaten, die von dieser 
Richtlinie erfasst sind, spezialisierte 
Hilfsdienste zur Verfügung zu stellen; 
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hervorzuheben sind ferner die 
Synergieeffekte mit bestehenden EU-
Vorschriften auf diesem Gebiet und 
insbesondere die im Rahmen des 
Aktionsbereichs Daphne geleistete Arbeit 
für die Verhütung und Bekämpfung 
geschlechtsspezifischer Gewalt mithilfe 
von Haushaltsmitteln der EU.

Änderungsantrag 9
Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 47 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(47b) Aus dem EU-Haushalt sollten 
zusätzliche Mittel bereitgestellt werden, 
um für ein hohes Maß an Schutz für 
Opfer von Gewalt zu sorgen, unter 
anderem durch ausreichende Mittel für 
eigens dafür vorgesehene 
Finanzierungsprogramme, beispielsweise 
für das Programm „Rechte und Werte“ 
und dessen Aktionsbereich Daphne, und 
durch die Förderung innovativer 
Lösungen zur Verbesserung der Qualität 
und Zugänglichkeit der benötigten 
Dienste; das einschlägige Programm bzw. 
die einschlägigen Programme des 
nächsten mehrjährigen Finanzrahmens 
sollten ausreichende finanzielle und 
personelle Ressourcen umfassen, damit 
ausreichende Finanzmittel für einen 
angemessenen Beitrag der EU zur 
ordnungsgemäßen Umsetzung 
insbesondere von Maßnahmen in den 
Bereichen Prävention und Opferhilfe 
sichergestellt sind; bei 
kohäsionspolitischen Programme sollte 
im Rahmen der nationalen 
Programmplanung Projekten, die zur 
Erreichung der Ziele der Richtlinie 
beitragen, besondere Aufmerksamkeit 
gewidmet werden, indem die zu diesem 
Zweck getätigten Investitionen der 
Mitgliedstaaten ergänzt werden.
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Änderungsantrag 10
Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 60

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(60) Damit Opfer von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt erkannt 
werden und angemessene Unterstützung 
erhalten, sollten die Mitgliedstaaten 
sicherstellen, dass Angehörige 
einschlägiger Berufsgruppen, bei denen die 
Wahrscheinlichkeit besteht, dass sie mit 
Opfern in Kontakt kommen, geschult 
werden und gezielte Informationen 
erhalten. In den Schulungen sollten das 
Risiko und die Verhütung von 
Einschüchterung, wiederholter und 
sekundärer Viktimisierung sowie die 
Verfügbarkeit von Schutz- und 
Unterstützungsmaßnahmen für Opfer 
behandelt werden. Um Fälle von sexueller 
Belästigung am Arbeitsplatz zu verhindern 
und angemessen darauf zu reagieren, 
sollten Personen mit Führungsaufgaben 
auch geschult werden. In diesen 
Schulungen sollten auch Bewertungen der 
sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz und 
der damit verbunden psychosozialen 
Gefahren für Sicherheit und Gesundheit im 
Sinne der Richtlinie 89/391/EWG des 
Europäischen Parlaments und des Rates45 
behandelt werden. Die 
Schulungsmaßnahmen sollten auch das 
Risiko von Gewalt durch Dritte abdecken. 
Gewalt durch Dritte bezieht sich auf 
Gewalt, die das Personal am Arbeitsplatz 
erleiden kann, die aber nicht von Kollegen 
verübt wird. Dies schließt Fälle ein, in 
denen beispielsweise 
Krankenpflegepersonal von einem 
Patienten sexuell belästigt wird.

(60) Damit Opfer von 
geschlechtsspezifischer und häuslicher 
Gewalt sowie von Cybergewalt erkannt 
werden und angemessene Unterstützung 
erhalten, sollten die Mitgliedstaaten 
sicherstellen, dass Angehörige 
einschlägiger Berufsgruppen, bei denen die 
Wahrscheinlichkeit besteht, dass sie mit 
Opfern in Kontakt kommen, einschließlich 
Strafverfolgungsbehörden, geschult 
werden und gezielte Informationen 
erhalten. Die angemessene Schulung der 
Strafverfolgungsbehörden, die die 
Anzeigen der Opfer bearbeiten, ist von 
entscheidender Bedeutung, da sie 
möglicherweise die ersten Behörden sind, 
an die sich die Opfer wenden. In den 
Schulungen sollten die Dynamik und die 
Auswirkungen der Viktimisierung infolge 
sexueller Übergriffe, das Risiko und die 
Verhütung von Einschüchterung, 
wiederholter und sekundärer 
Viktimisierung sowie die Verfügbarkeit 
von Schutz- und 
Unterstützungsmaßnahmen für Opfer unter 
Berücksichtigung der Risiken der 
besonderen Situation des einzelnen 
Opfers behandelt werden. Die Schulungen 
sollten sich auch mit der Frage befassen, 
wie eine geschlechtersensible und 
respektvolle Befragung erfolgen kann, die 
nicht zu einer erneuten Viktimisierung 
führt, und wie ein Opfer, das Anzeige 
erstatten möchte, unterstützt werden 
kann. Um Fälle von sexueller Belästigung 
am Arbeitsplatz zu verhindern und 
angemessen darauf zu reagieren, sollten 
auch Personen mit Führungsaufgaben 
geschult werden. In diesen Schulungen 
sollten auch Bewertungen der sexuellen 
Belästigung am Arbeitsplatz und der damit 
verbunden psychosozialen Gefahren für 
Sicherheit und Gesundheit im Sinne der 
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Richtlinie 89/391/EWG des Europäischen 
Parlaments und des Rates45 behandelt 
werden. Die Schulungsmaßnahmen sollten 
auch das Risiko von Gewalt durch Dritte 
abdecken. Gewalt durch Dritte bezieht sich 
auf Gewalt, die das Personal am 
Arbeitsplatz erleiden kann, die aber nicht 
von Kollegen verübt wird. Dies schließt 
Fälle ein, in denen beispielsweise 
Krankenpflegepersonal von einem 
Patienten sexuell belästigt wird. Die 
Schulungen sollten in Zusammenarbeit 
mit Opferorganisationen, 
Sachverständigen, 
Bildungseinrichtungen, der 
Zivilgesellschaft und weiteren 
einschlägigen Interessenträgern 
ausgearbeitet werden.

_________________ __________________
45 Richtlinie 89/391/EWG des Rates vom 
12. Juni 1989 über die Durchführung von 
Maßnahmen zur Verbesserung der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes 
der Arbeitnehmer bei der Arbeit (ABl. 
L 183 vom 29.6.1989, S. 1).

45 Richtlinie 89/391/EWG des Rates vom 
12. Juni 1989 über die Durchführung von 
Maßnahmen zur Verbesserung der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes 
der Arbeitnehmer bei der Arbeit (ABl. 
L 183 vom 29.6.1989, S. 1).

Änderungsantrag 11
Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 61

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(61) Um einer unzureichenden Meldung 
der Fälle entgegenzuwirken, sollten die 
Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung von 
Schulungen auch mit 
Strafverfolgungsbehörden 
zusammenarbeiten, insbesondere in Bezug 
auf schädliche Geschlechterstereotypen, 
aber auch bei der Verhütung von 
Straftaten, da diese in der Regel engen 
Kontakt zu Gruppen, bei denen das Risiko 
von Gewalt besteht, und zu Opfern haben.

(61) Um einer unzureichenden Meldung 
der Fälle entgegenzuwirken und die 
Ursachen dafür besser zu verstehen, 
sollten die Mitgliedstaaten bei der 
Ausarbeitung von Schulungen auch mit 
Strafverfolgungsbehörden 
zusammenarbeiten, insbesondere in Bezug 
auf schädliche Geschlechterstereotype, die 
Unterstützung bei der Erstattung von 
Anzeige und die Bewertung des Risikos 
der Situation des Opfers, aber auch bei der 
Verhütung von Straftaten, da diese in der 
Regel engen Kontakt zu Gruppen, bei 
denen das Risiko von Gewalt besteht, und 
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zu Opfern haben.

Änderungsantrag 12
Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 63

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(63) Um sicherzustellen, dass die Opfer 
der in dieser Richtlinie genannten 
Straftaten der Cybergewalt ihr Recht auf 
Entfernung von illegalem Material im 
Zusammenhang mit solchen Straftaten 
wirksam wahrnehmen können, sollten die 
Mitgliedstaaten die Zusammenarbeit 
zwischen den Anbietern von 
Vermittlungsdiensten fördern. Damit 
solches Material frühzeitig entdeckt und 
wirksam bekämpft wird und die Opfer 
dieser Straftaten angemessen unterstützt 
werden, sollten die Mitgliedstaaten auch 
die Einführung und Nutzung bestehender 
Selbstregulierungsmechanismen wie 
Verhaltenskodizes erleichtern, unter 
anderem im Hinblick auf die Erkennung 
systematischer Risiken im Zusammenhang 
mit derartiger Cybergewalt und die 
Schulung der betroffenen Beschäftigten 
der Anbieter, um derartige Gewalt zu 
verhüten und die Opfer zu unterstützen.

(63) Um sicherzustellen, dass die Opfer 
der in dieser Richtlinie genannten 
Straftaten der Cybergewalt ihr Recht auf 
Entfernung von illegalem Material im 
Zusammenhang mit solchen Straftaten 
wirksam wahrnehmen können, sollten die 
Mitgliedstaaten die Zusammenarbeit 
zwischen Anbietern von 
Vermittlungsdiensten sowie zwischen 
Behörden und Organisationen der 
Zivilgesellschaft fördern, beispielsweise 
durch die Einrichtung 
vertrauenswürdiger Hinweisgeber gemäß 
Artikel 22 der Verordnung (EU) 
2022/2065 des Europäischen Parlaments 
und des Rates1a. Damit solches Material 
frühzeitig entdeckt und wirksam bekämpft 
wird und die Opfer dieser Straftaten 
angemessen unterstützt werden, sollten die 
Mitgliedstaaten auch die Einführung und 
Nutzung bestehender freiwilliger 
Selbstregulierungsmechanismen wie 
Verhaltenskodizes erleichtern, unter 
anderem im Hinblick auf die Erkennung 
systematischer Risiken im Zusammenhang 
mit derartiger Cybergewalt und die 
Schulung und psychologische Betreuung 
der Beschäftigten der Anbieter , die von 
der Verhütung derartiger Gewalt und der 
Unterstützung der Opfer betroffen sind. 
Für jede Unterstützung, die die 
Kommission und insbesondere die 
zuständigen Agenturen den 
Mitgliedstaaten in diesem 
Zusammenhang leisten, sollten 
angemessene Ressourcen bereitgestellt 
werden.
_________________
1a Verordnung (EU) 2022/2065 des 
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Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 19. Oktober 2022 über einen 
Binnenmarkt für digitale Dienste und zur 
Änderung der Richtlinie 2000/31/EG 
(Gesetz über digitale Dienste) (ABl. L 277 
vom 27.10.2022, S. 1).

Änderungsantrag 13
Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 63 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(63a) Die Mitgliedstaaten sollten auch 
die Zusammenarbeit zwischen Anbietern 
von Vermittlungsdiensten sowie Behörden 
und Organisationen der Zivilgesellschaft 
fördern, um sicherzustellen, dass Opfer 
von Cybergewalt angemessen unterstützt 
und betreut werden. Da Cybergewalt nicht 
nur die Androhung von Gewalt, sondern 
auch Eingriffe in ein Gerät umfasst, um 
intime Daten zu erhalten, zu stehlen, 
offenzulegen oder zu manipulieren, 
personenbezogene Daten zu übertragen 
(„Doxing“) oder eine Person zu stalken, 
sollte die Unterstützung und Betreuung 
Schulungen, technische Hilfe und 
Ressourcen umfassen, damit man 
Hardware überprüfen und dadurch zum 
Zweck des Stalkings installierte Software 
oder Anwendungen erkennen sowie Opfer 
bei der sicheren Nutzung der Technologie 
und Technologieunternehmen dabei 
beraten kann, welche Arten von 
Anwendungen als „Stalkerware“ 
einzustufen sind.

Änderungsantrag 14
Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 64

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(64) Politische Maßnahmen zur 
angemessenen Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und häuslicher Gewalt 

(64) Politische Maßnahmen zur 
angemessenen Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und häuslicher Gewalt 
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können nur auf der Grundlage umfassender 
und vergleichbarer aufgeschlüsselter Daten 
erarbeitet werden. Die Mitgliedstaaten 
sollten regelmäßig Erhebungen nach der 
harmonisierten Methodik der Kommission 
(Eurostat) durchführen, um die 
Entwicklungen in den Mitgliedstaaten 
wirksam zu überwachen und die Lücken 
bei den vergleichbaren Daten zu schließen, 
und diese Daten an die Kommission 
(Eurostat) übermitteln.

können nur auf der Grundlage umfassender 
und vergleichbarer aufgeschlüsselter Daten 
erarbeitet werden. Die Mitgliedstaaten 
sollten regelmäßig Erhebungen nach der 
harmonisierten Methodik der Kommission 
(Eurostat) durchführen, um die 
Entwicklungen in den Mitgliedstaaten 
wirksam zu überwachen und die Lücken 
bei den vergleichbaren Daten zu schließen, 
und diese Daten an die Kommission 
(Eurostat) und das Europäische Institut 
für Gleichstellungsfragen übermitteln. 
Für die Zwecke der Analyse der 
aufgeschlüsselten Daten sollte sowohl der 
Haushalt von Eurostat als auch der des 
Europäischen Instituts für 
Gleichstellungsfragen angemessen 
ausgestattet werden.

Änderungsantrag 15
Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 64 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(64a) Die einschlägigen Agenturen, 
insbesondere das Europäische Institut für 
Gleichstellungsfragen, sollten mit den 
personellen und finanziellen Ressourcen 
ausgestattet werden, die zur Erfüllung der 
Ziele, Aufgaben und Zuständigkeiten, die 
im Rahmen dieser Richtlinie für sie 
vorgesehen sind, erforderlich sind. Diese 
Ressourcen sollten aus dem 
Gesamthaushaltsplan der EU finanziert 
werden, wobei die erforderlichen Mittel 
ausschließlich aus nicht zugewiesenen 
Spielräumen innerhalb der jeweiligen 
Rubrik des mehrjährigen Finanzrahmens 
stammen und/oder durch die 
Inanspruchnahme der entsprechenden 
besonderen Instrumente bereitgestellt 
werden sollten und dem Programm 
„Rechte und Werte“ keine Finanzmittel 
entzogen werden sollten, die im Rahmen 
des derzeitigen mehrjährigen 
Finanzrahmens für politische Zwecke 
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zugewiesen wurden.

Änderungsantrag 16
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

In dieser Richtlinie sind Vorschriften zur 
Verhütung und Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und häuslicher Gewalt 
festgelegt. Sie enthält Mindestvorschriften 
in Bezug auf

In dieser Richtlinie sind Vorschriften zur 
Verhütung und Bekämpfung von 
geschlechtsspezifischer Gewalt, 
häuslicher Gewalt und Cybergewalt 
festgelegt. Sie enthält Mindestvorschriften 
in Bezug auf

Änderungsantrag 17
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) die Rechte der Opfer aller Formen 
von Gewalt gegen Frauen oder häuslicher 
Gewalt vor, während oder nach 
Strafverfahren,

b) die Rechte der Opfer aller Formen 
von geschlechtsspezifischer Gewalt, 
häuslicher Gewalt oder Cybergewalt vor, 
während oder nach Strafverfahren,

Änderungsantrag 18
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) „Gewalt gegen Frauen“ 
geschlechtsspezifische Gewalt, die gegen 
eine Frau oder ein Mädchen gerichtet ist, 
weil sie eine Frau ist bzw. weil es ein 
Mädchen ist, oder die Frauen oder 
Mädchen unverhältnismäßig stark betrifft, 
einschließlich aller Akte solcher Gewalt, 
die zu körperlichen, sexuellen, psychischen 
oder wirtschaftlichen Schäden oder Leiden 
führen oder führen können, einschließlich 
der Androhung solcher Handlungen, der 
Nötigung oder der willkürlichen 
Freiheitsentziehung, sei es im öffentlichen 

a) „geschlechtsspezifische Gewalt“ 
Gewalt, die gegen eine Person aufgrund 
ihres Geschlechts gerichtet ist, 
einschließlich der Gewalt, die gegen eine 
Frau oder ein Mädchen gerichtet ist, weil 
sie eine Frau ist bzw. weil es ein Mädchen 
ist, und die Frauen oder Mädchen 
unverhältnismäßig stark betrifft, 
einschließlich aller Akte solcher Gewalt, 
die zu körperlichen, sexuellen, psychischen 
oder wirtschaftlichen Schäden oder Leiden 
führen oder führen können, einschließlich 
der Androhung solcher Handlungen, der 
Nötigung oder der willkürlichen 
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oder privaten Leben; Freiheitsentziehung, sei es im öffentlichen 
oder privaten Leben;

Änderungsantrag 19
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 27 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass spezialisierte Hilfsdienste im Sinne 
von Artikel 9 Absatz 3 der 
Richtlinie 2012/29/EU Opfern von 
Gewalttaten, die von dieser Richtlinie 
erfasst sind, zur Verfügung stehen. Die 
spezialisierten Hilfsdienste bieten 
Folgendes an:

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass spezialisierte Unterstützungsdienste 
im Sinne von Artikel 9 Absatz 3 der 
Richtlinie 2012/29/EU geografisch 
angemessen verteilt sind und Opfern von 
Gewalttaten, die von dieser Richtlinie 
erfasst sind, kostenlos zur Verfügung 
stehen. Die spezialisierten 
Unterstützungsdienste bieten zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt Folgendes an:

Änderungsantrag 20
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 27 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) Beratung und Information über 
alle relevanten rechtlichen oder praktischen 
Fragen, die sich aus der Straftat ergeben, 
einschließlich des Zugangs zu Wohnraum, 
Aus- und Weiterbildung sowie zu 
Unterstützung beim Verbleib in einer 
Beschäftigung oder bei der Arbeitssuche;

a) Beratung, Information und 
Unterstützung in Bezug auf alle 
relevanten rechtlichen oder praktischen 
Fragen, die sich aus der Straftat ergeben, 
einschließlich des Zugangs zu 
Unterkünften, Wohnraum, Bildung, 
Kinderbetreuung, finanziellen Rechten, 
Aus- und Weiterbildung sowie zu 
Unterstützung beim Verbleib in einer 
Beschäftigung oder bei der Arbeitssuche;

Änderungsantrag 21
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 27 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) Weiterverweisung zu medizinisch-
forensischen Untersuchungen;

b) Weiterverweisung zu 
medizinischer Versorgung, 
Betreuungsstellen für Opfer von 
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Vergewaltigungen und sexueller Gewalt 
und forensischen Untersuchungen;

Änderungsantrag 22
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 27 – Absatz 1 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) Unterstützung von Opfern von 
Cybergewalt, darunter Beratung zu 
Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen, die auf 
die Entfernung von mit der Straftat 
zusammenhängenden Online-Inhalten 
abzielen.

c) Unterstützung von Opfern von 
Cybergewalt, darunter Beratung zu 
Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen, die auf 
die Entfernung von mit der Straftat 
zusammenhängenden Online-Inhalten 
abzielen, psychologische Beratung sowie 
Ratschläge und Informationen, wie man 
sich weiterhin aktiv im Internet bewegen 
kann, und Weiterverweisung zu 
öffentlichen oder privaten IT-
Spezialisten;

Änderungsantrag 23
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 27 – Absatz 1 – Buchstabe c a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ca) Prüfungen von IT-Hardware, um 
bei beeinträchtigter Hardware in Bezug 
auf Schadsoftware, einschließlich 
Stalkerware, Abhilfe zu schaffen;

Änderungsantrag 24
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 27 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die in Absatz 1 genannte 
spezialisierte Unterstützung wird 
persönlich angeboten und ist leicht 
zugänglich, auch online oder durch andere 
geeignete Mittel wie Informations- und 
Kommunikationstechnologien, und ist auf 
die Bedürfnisse der Opfer von Gewalt 
gegen Frauen und häuslicher Gewalt 

(2) Die in Absatz 1 genannte 
spezialisierte Unterstützung wird 
persönlich angeboten und ist allen Opfern 
online oder durch andere geeignete Mittel 
wie Informations- und 
Kommunikationstechnologien leicht 
zugänglich und auf die Bedürfnisse der 
Opfer von Gewalt gegen Frauen und 
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zugeschnitten. häuslicher Gewalt zugeschnitten. Die 
Unterstützung wird, wenn möglich, in den 
Sprachen von sprachlichen Minderheiten, 
Sprachräumen und 
Sprachgemeinschaften in den einzelnen 
Mitgliedstaaten gewährt.

Änderungsantrag 25
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 27 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass für die Erbringung der in Absatz 1 
genannten Dienstleistungen, insbesondere 
der unter Buchstabe c genannten Dienste, 
ausreichende personelle und finanzielle 
Ressourcen zur Verfügung stehen, auch 
dann, wenn diese Dienstleistungen von 
Nichtregierungsorganisationen erbracht 
werden.

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass für die Erbringung der in Absatz 1 
genannten Dienstleistungen, insbesondere 
der unter Buchstabe c und ca genannten 
Dienstleistungen, ausreichende personelle 
und finanzielle Ressourcen zur Verfügung 
stehen, auch dann, wenn diese 
Dienstleistungen von nichtstaatlichen 
Organisationen erbracht werden.

Änderungsantrag 26
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 27 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Die Mitgliedstaaten stellen den 
Schutz und die spezialisierten Hilfsdienste 
bereit, die erforderlich sind, um den 
vielfältigen Bedürfnissen der Opfer in 
denselben Räumlichkeiten umfassend 
gerecht zu werden, oder sorgen dafür, dass 
diese Dienste über eine zentrale 
Kontaktstelle oder einen zentralen Online-
Zugang koordiniert werden. Ein solches 
kombiniertes Angebot von 
Dienstleistungen umfasst mindestens die 
medizinische und soziale Versorgung aus 
erster Hand, psychosoziale Unterstützung 
sowie Rechts- und Polizeidienste.

(4) Die Mitgliedstaaten stellen den 
Schutz und die spezialisierten Hilfsdienste 
bereit, die erforderlich sind, um den 
vielfältigen Bedürfnissen der Opfer in 
denselben Räumlichkeiten umfassend 
gerecht zu werden, oder sorgen dafür, dass 
diese Dienste über eine zentrale 
Kontaktstelle oder einen zentralen Online-
Zugang zu diesen Diensten koordiniert 
werden. Ein solches kombiniertes Angebot 
von Dienstleistungen umfasst mindestens 
die  erste medizinische Versorgung, die 
Weiterverweisung zur weiteren 
medizinischen Versorgung, soziale 
Versorgung, psychosoziale und 
technische Unterstützung  sowie Rechts- 
und Polizeidienste.
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Änderungsantrag 27
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 27 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Die Mitgliedstaaten veröffentlichen 
Leitlinien und Protokolle für Angehörige 
der Gesundheitsberufe und der 
Sozialdienste zur Ermittlung und 
angemessenen Unterstützung der Opfer 
aller Formen von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt, einschließlich der 
Vermittlung der Opfer an die einschlägigen 
Hilfsdienste. In diesen Leitlinien und 
Protokollen wird auch angegeben, wie den 
besonderen Bedürfnissen von Opfern 
Rechnung zu tragen ist, die wegen ihrer 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 
und aus anderen Diskriminierungsgründen 
einem erhöhten Risiko dieser Art von 
Gewalt ausgesetzt sind.

(5) Die Mitgliedstaaten veröffentlichen 
Leitlinien und Protokolle für Angehörige 
der Gesundheitsberufe und der 
Sozialdienste zur Ermittlung und 
Bereitstellung der angemessenen 
medizinischen Versorgung und 
Unterstützung für Opfer aller Formen von 
Gewalt gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt, einschließlich der Vermittlung der 
Opfer an die einschlägigen Hilfsdienste. In 
diesen Leitlinien und Protokollen wird 
auch angegeben, wie den besonderen 
Bedürfnissen von Opfern Rechnung zu 
tragen ist, die wegen ihrer Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts und aus anderen 
Diskriminierungsgründen einem erhöhten 
Risiko dieser Art von Gewalt ausgesetzt 
sind.

Änderungsantrag 28
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 27 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass spezialisierte Hilfsdienste für Opfer 
von Gewalt gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt in Krisenzeiten – wie 
Gesundheitskrisen oder anderen Notlagen 
– weiterhin voll funktionsfähig bleiben.

(6) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass spezialisierte medizinische Dienste 
und Unterstützungsdienste für Opfer von 
Gewalt gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt in Krisenzeiten – wie 
Gesundheitskrisen oder anderen 
Notlagen – weiterhin voll funktionsfähig 
bleiben.

Änderungsantrag 29
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 27 – Absatz 6 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6a) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass es pro 200 000 Einwohner 
mindestens eine Betreuungsstelle für die 
Opfer von Vergewaltigung oder sexueller 
Gewalt gibt. Diese Stellen müssen 
geografisch so verteilt sein, dass alle 
Gebiete abgedeckt sind.

Änderungsantrag 30
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 27 – Absatz 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass den Opfern vor dem Strafverfahren, 
während des Strafverfahrens und für einen 
angemessenen Zeitraum nach dem 
Strafverfahren spezialisierte 
Unterstützungsdienste zur Verfügung 
stehen.

(7) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass den Opfern vor dem Strafverfahren, 
während des Strafverfahrens und für einen 
angemessenen Zeitraum nach dem 
Strafverfahren unverzüglich spezialisierte 
Unterstützungsdienste zur Verfügung 
stehen. Der Zugang zu diesen Diensten 
hängt nicht davon ab, ob das Opfer 
förmlich Anzeige erstattet.

Änderungsantrag 31
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 28 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen für 
angemessen ausgestattete, leicht 
zugängliche Krisenzentren für Opfer von 
Vergewaltigung und sexueller Gewalt, um 
eine wirksame Unterstützung der Opfer 
sexueller Gewalt sicherzustellen, darunter 
auch Hilfe bei der Aufbewahrung und 
Dokumentation von Beweismitteln. Diese 
Zentren bieten medizinische und 
forensische Untersuchungen, Traumahilfe 
und psychologische Beratung nach der 
Straftat so lange an, wie dies erforderlich 
ist. Handelt es sich bei dem Opfer um ein 
Kind, so werden diese Dienstleistungen in 

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen für 
angemessen ausgestattete, leicht 
zugängliche Betreuungsstellen für Opfer 
von Vergewaltigung und sexueller Gewalt, 
um eine wirksame Unterstützung der Opfer 
sexueller Gewalt sicherzustellen, darunter 
auch Hilfe bei der Aufbewahrung und 
Dokumentation von Beweismitteln. Diese 
Stellen bieten eine medizinische 
Grundversorgung und forensische 
Untersuchungen, die rechtzeitige 
Weiterverweisung zur weiteren 
medizinischen Versorgung, Traumahilfe 
und psychologische Beratung nach der 
Straftat so lange an, wie dies erforderlich 
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kindgerechter Weise erbracht. ist. Handelt es sich bei dem Opfer um ein 
Kind, so werden diese Dienstleistungen in 
kindgerechter Weise erbracht.

Änderungsantrag 32
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 28 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1a) Unbeschadet der Rolle der 
strafrechtlichen Verfolgung gemäß 
Artikel 17 Absatz 5 sorgen die 
Mitgliedstaaten dafür, dass die Erhebung 
und Dokumentation von Beweismitteln 
nicht automatisch zu einer förmlichen 
Anzeige führen und dass die Opfer zu 
einem späteren Zeitpunkt frei entscheiden 
können, ob sie offiziell Anzeige erstatten 
möchten.

Änderungsantrag 33
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 28 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Die Mitgliedstaaten sorgen für eine 
ausreichende geografische Verteilung und 
Kapazität dieser Dienste in ihrem gesamten 
Hoheitsgebiet.

(3) Die Mitgliedstaaten sorgen für eine 
ausreichende geografische Verteilung und 
Kapazität dieser Dienste in ihrem gesamten 
Hoheitsgebiet, wobei sie für die 
größtmögliche Sicherheit und 
Vertraulichkeit für die Opfer sorgen.

Änderungsantrag 34
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 31 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Mitgliedstaaten richten 
landesweit kostenlose Telefon-Hotlines 
ein, um Opfer von Gewalt gegen Frauen 
und häuslicher Gewalt rund um die Uhr zu 
beraten. Die Beratung erfolgt vertraulich 
oder unter gebührender Berücksichtigung 

(1) Die Mitgliedstaaten richten 
landesweit kostenlose Notrufstellen mit 
einer hinreichenden Kapazität zur 
Entgegennahme aller eingehenden 
Anrufe ein, um Opfer von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt rund um die 
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der Anonymität. Die Mitgliedstaaten 
stellen sicher, dass diese Dienste auch über 
andere Informations- und 
Kommunikationstechnologien, darunter 
Online-Anwendungen, bereitgestellt 
werden.

Uhr sachkundig zu beraten, wobei die 
Beratung vertraulich oder unter 
gebührender Berücksichtigung der 
Anonymität erfolgt. Die Mitgliedstaaten 
stellen sicher, dass diese Dienste auch über 
andere Informations- und 
Kommunikationstechnologien, darunter 
Online-Anwendungen, bereitgestellt 
werden.

Änderungsantrag 35
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 32 – Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass es pro 10 000  Einwohner mindestens 
eine Familienunterkunft gibt.

Änderungsantrag 36
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 33 – Absatz -1 (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(-1) Die Mitgliedstaaten handeln im 
Interesse des Kindeswohls.

Änderungsantrag 37
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 36 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Zu den Präventivmaßnahmen 
zählen Sensibilisierungskampagnen, 
Forschungs- und Bildungsprogramme, die 
gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit 
einschlägigen Organisationen der 
Zivilgesellschaft, Sozialpartnern, 
betroffenen Gemeinschaften und anderen 
Interessenträgern entwickelt werden.

(2) Zu den Präventivmaßnahmen 
zählen Sensibilisierungskampagnen, 
Forschungs- und Bildungsprogramme, 
wobei die strukturellen Ursachen der 
Gewalt gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt berücksichtigt werden. Diese 
Maßnahmen werden gegebenenfalls in 
Zusammenarbeit mit einschlägigen 
Organisationen der Zivilgesellschaft, 
Sozialpartnern, betroffenen 
Gemeinschaften und anderen 
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Interessenträgern entwickelt.

Änderungsantrag 38
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 36 – Absatz 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass das Phänomen der sexuellen 
Belästigung am Arbeitsplatz in den 
einschlägigen nationalen Strategien 
bekämpft wird. In diesen nationalen 
Strategien werden gezielte Maßnahmen 
nach Absatz 2 für Sektoren festgelegt, in 
denen die Beschäftigten am stärksten 
exponiert sind.

(8) Die Mitgliedstaaten stellen in 
Absprache mit den Sozialpartnern sicher, 
dass das Phänomen der sexuellen 
Belästigung am Arbeitsplatz in den 
einschlägigen nationalen Strategien 
bekämpft wird. In diesen nationalen 
Strategien werden gezielte Maßnahmen 
nach Absatz 2 für Sektoren festgelegt, in 
denen die Beschäftigten am stärksten 
exponiert sind.

Änderungsantrag 39
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 37 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass Fachkräfte, die wahrscheinlich mit 
Opfern in Kontakt kommen, darunter 
Strafverfolgungsbeamte, 
Gerichtsbedienstete, Richter und 
Staatsanwälte, Rechtsanwälte, Anbieter 
von Opferhilfe- und 
Wiedergutmachungsdiensten, Angehörige 
der Gesundheitsberufe und von 
Sozialdiensten sowie Bildungs- und 
sonstiges einschlägiges Personal, sowohl 
allgemeine als auch spezialisierte 
Schulungen und gezielte Informationen 
erhalten, die auf ihre Kontakte mit den 
Opfern abgestimmt sind, damit sie Fälle 
von Gewalt gegen Frauen oder häuslicher 
Gewalt erkennen, verhindern und 
bekämpfen und Opfer in einer trauma- und 
geschlechtssensiblen sowie kindgerechten 
Weise behandeln können.

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass Fachkräfte, die wahrscheinlich mit 
Opfern und Tätern in Kontakt kommen, 
darunter Strafverfolgungsbeamte, 
Gerichtsbedienstete, Richter und 
Staatsanwälte, Rechtsanwälte, Anbieter 
von Opferhilfe- und 
Wiedergutmachungsdiensten, Angehörige 
der Gesundheitsberufe und von 
Sozialdiensten sowie Bildungs- und 
sonstiges einschlägiges Personal, sowohl 
allgemeine als auch spezialisierte 
Schulungen und gezielte Informationen 
erhalten, die auf ihre Kontakte mit den 
Opfern und Tätern abgestimmt sind, damit 
sie Fälle von Gewalt gegen Frauen oder 
häuslicher Gewalt erkennen, verhindern 
und bekämpfen und Opfer in einer trauma- 
und geschlechtssensiblen sowie 
kindgerechten Weise behandeln können.
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Änderungsantrag 40
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 37 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass die Behörden, die für die 
Entgegennahme von Anzeigen von 
Straftaten seitens der Opfer zuständig sind, 
angemessen geschult sind, um die Meldung 
solcher Straftaten zu erleichtern und zu 
unterstützen.

(6) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass die Behörden, die für die 
Entgegennahme von Anzeigen von 
Straftaten seitens der Opfer zuständig sind, 
angemessen geschult sind, um die Meldung 
solcher Straftaten zu erleichtern und zu 
unterstützen, wobei die unterschiedlichen 
Bedürfnisse der Opfer zu berücksichtigen 
sind.

Änderungsantrag 41
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 37 – Absatz 8 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8a) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass die in diesem Artikel genannten 
Schulungen in Zusammenarbeit mit 
Opferorganisationen und Organisationen 
der Zivilgesellschaft ausgearbeitet 
werden, damit den Bedürfnissen der 
Opfer Rechnung getragen wird und der 
strukturelle und endemischen Charakter 
geschlechtsspezifischer Gewalt erläutert 
wird.

Änderungsantrag 42
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 39 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Diese Stelle koordiniert die in 
Artikel 44 genannte Datensammlung und 
analysiert und verbreitet ihre Ergebnisse.

(3) Diese Stelle koordiniert die in 
Artikel 44 genannte Datenerhebung in 
einem standardisierten und 
maschinenlesbaren Format auf der 
Grundlage der von der Kommission 
spätestens … [sechs Monate nach 
Inkrafttreten dieser Richtlinie] 
veröffentlichten Leitlinien und analysiert 
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und verbreitet ihre Ergebnisse.

Änderungsantrag 43
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 41 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

In Zusammenarbeit und Abstimmung mit 
Organisationen der Zivilgesellschaft, 
darunter Nichtregierungsorganisationen, 
die mit Opfern von Gewalt gegen Frauen 
oder häuslicher Gewalt arbeiten, bieten die 
Mitgliedstaaten insbesondere 
Unterstützung für die Opfer, führen 
Initiativen zur Politikgestaltung, 
Informations- und 
Sensibilisierungskampagnen, Forschungs- 
und Bildungsprogramme und Schulungen 
durch und überwachen und bewerten die 
Auswirkungen von Maßnahmen der 
Opferhilfe und des Opferschutzes.

In Zusammenarbeit und Abstimmung mit 
einschlägigen Organisationen der 
Zivilgesellschaft, darunter nichtstaatliche 
Organisationen, die mit Opfern von 
Gewalt gegen Frauen oder häuslicher 
Gewalt arbeiten, bieten die Mitgliedstaaten 
insbesondere Unterstützung für die Opfer, 
konzipieren  Initiativen zur 
Politikgestaltung und setzen diese um, 
führen Informations- und 
Sensibilisierungskampagnen, Forschungs- 
und Bildungsprogramme und Schulungen 
durch und überwachen und bewerten die 
Auswirkungen von Maßnahmen der 
Opferhilfe und des Opferschutzes.

Änderungsantrag 44
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 43 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) Austausch von Informationen und 
bewährten Verfahren mit den 
einschlägigen Agenturen der Union;

b) Austausch von Informationen und 
bewährten Verfahren mit den 
einschlägigen Agenturen der EU, 
insbesondere mit dem Europäischen 
Institut für Gleichstellungsfragen und 
dem Europol-Zentrum zur Bekämpfung 
der Cyberkriminalität, um die 
Mitgliedstaaten zu unterstützen;

Änderungsantrag 45
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 44 – Absatz 2 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die Statistiken umfassen (2) Die Statistiken umfassen 
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aufgeschlüsselt nach Geschlecht, Alter des 
Opfers und des Täters, Beziehung 
zwischen dem Opfer und dem Täter und 
Art der Straftat folgende Daten:

aufgeschlüsselt nach sozialem Geschlecht, 
Alter des Opfers und des Täters, Beziehung 
zwischen dem Opfer und dem Täter und 
Art der Straftat folgende Daten:

Änderungsantrag 46
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 44 – Absatz 2 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) die jährliche Zahl der Opfer, der 
gemeldeten Straftaten, der Personen, die 
wegen solcher Formen von Gewalt 
strafrechtlich verfolgt und verurteilt 
wurden, anhand von Daten der nationalen 
Verwaltungen.

b) die jährliche Zahl der Opfer, der 
gemeldeten Straftaten, der Personen, die 
wegen solcher Formen von Gewalt 
strafrechtlich verfolgt und verurteilt 
wurden, der verhängten Strafen, anhand 
von Daten der nationalen Verwaltungen;

Änderungsantrag 47
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 44 – Absatz 2 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ba) die theoretischen Kapazitäten an 
Hilfsdiensten für Opfer und die Zahl der 
Opfer, die diese in Anspruch nehmen;

Änderungsantrag 48
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 44 – Absatz 2 – Buchstabe b b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

bb) die jährliche Zahl der Frauen auf 
der allgemeinen Warteliste für die 
Unterstützungsdienste (Unterbringung 
und Beratung);

Änderungsantrag 49
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 44 – Absatz 2 – Buchstabe b c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text
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bc) die Zahl der bei den 
Unterstützungsdiensten (Unterbringung 
und Beratung) abgelehnten Frauen 
(jährliche Berichterstattung);

Änderungsantrag 50
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 44 – Absatz 2 – Buchstabe b d (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

bd) die Zahl der Unterkünfte und 
Plätze für Familien pro Mitgliedstaat 
(jährliche Berichterstattung);

Änderungsantrag 51
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 44 – Absatz 2 – Buchstabe b e (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

be) die Kosten pro Unterkunft für 
jeden Mitgliedstaat (jährliche 
Berichterstattung).

Änderungsantrag 52
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 44 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Um die Vergleichbarkeit der 
Verwaltungsdaten in der gesamten Union 
zu gewährleisten, erheben die 
Mitgliedstaaten Verwaltungsdaten auf der 
Grundlage gemeinsamer 
Untergliederungen, die in Zusammenarbeit 
mit dem Europäischen Institut für 
Gleichstellungsfragen nach der von diesem 
gemäß Absatz 5 entwickelten Methode 
ausgearbeitet wurden. Sie übermitteln diese 
Daten jährlich an das Europäische Institut 
für Gleichstellungsfragen. Die 
übermittelten Daten dürfen keine 
personenbezogenen Daten enthalten.

(4) Um die Vergleichbarkeit der 
Verwaltungsdaten in der gesamten EU zu 
gewährleisten, erheben die Mitgliedstaaten 
Verwaltungsdaten auf der Grundlage 
gemeinsamer Untergliederungen, die in 
Zusammenarbeit mit Eurostat gemäß den 
in Artikel 39 Absatz 3 genannten 
Leitlinien und mit dem Europäischen 
Institut für Gleichstellungsfragen nach der 
von diesem gemäß Absatz 5 entwickelten 
Methode ausgearbeitet wurden. Sie 
übermitteln diese Daten jährlich an 
Eurostat und an das Europäische Institut 
für Gleichstellungsfragen. Die 
übermittelten Daten dürfen keine 
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personenbezogenen Daten enthalten.

Änderungsantrag 53
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 44 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Das Europäische Institut für 
Gleichstellungsfragen unterstützt die 
Mitgliedstaaten bei der in Absatz 2 
Buchstabe b genannten Datenerhebung, 
unter anderem durch die Festlegung 
gemeinsamer Standards für die Zählung, 
Zählungsregeln, gemeinsame 
Untergliederungen, Berichtsformate und 
die Klassifizierung von Straftaten.

(5) Eurostat unterstützt in enger 
Zusammenarbeit mit dem Europäischen 
Institut für Gleichstellungsfragen die 
Mitgliedstaaten bei der in Absatz 2 
genannten Datenerhebung, unter anderem 
durch die Festlegung gemeinsamer 
Standards für die Zählung, Zählungsregeln, 
gemeinsame Untergliederungen, 
Berichtsformate und die Klassifizierung 
von Straftaten.

Änderungsantrag 54
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 44 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Die Mitgliedstaaten machen die 
erhobenen Statistiken der Öffentlichkeit 
zugänglich. Diese Statistiken dürfen keine 
personenbezogenen Daten enthalten.

(6) Die Mitgliedstaaten machen die 
erhobenen Statistiken der Öffentlichkeit 
zugänglich. Diese Statistiken dürfen keine 
personenbezogenen Daten enthalten. 
Eurostat und das Europäische Institut für 
Gleichstellungsfragen erstellen alle zwei 
Jahre einen Bericht über die Statistiken 
bezüglich der Durchführung dieser 
Richtlinie und übermitteln ihn dem 
Europäischen Parlament und dem Rat.

Änderungsantrag 55
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 44 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 44a
Finanzierung und Überwachung der in 

dieser Richtlinie festgelegten Maßnahmen 
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und Ziele
(1) Die einschlägigen Einrichtungen 
und sonstigen Stellen der EU, 
insbesondere das Europäische Institut für 
Gleichstellungsfragen, werden mit den 
personellen und finanziellen Ressourcen 
ausgestattet, die für die Erfüllung der im 
Rahmen dieser Richtlinie für sie 
vorgesehenen Ziele, Aufgaben und 
Zuständigkeiten erforderlich sind, wobei 
die dazu benötigten Finanzmittel durch 
einen Beitrag aus dem 
Gesamthaushaltsplan der EU 
bereitgestellt werden.
(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, 
dass ausreichende öffentliche 
Finanzmittel für die erlassenen 
Maßnahmen bereitgestellt werden, damit 
sie wirksam umgesetzt werden.

Änderungsantrag 56
Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 47 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Berichterstattung Die 
Mitgliedstaaten übermitteln der 
Kommission bis spätestens [sieben Jahre 
nach Inkrafttreten dieser Richtlinie] alle 
sachdienlichen Informationen über die 
Anwendung dieser Richtlinie, die die 
Kommission benötigt, um einen Bericht 
über deren Anwendung zu erstellen.

(1) Die Mitgliedstaaten übermitteln der 
Kommission bis spätestens [fünf Jahre 
nach Inkrafttreten dieser Richtlinie] alle 
sachdienlichen Informationen über die 
Anwendung dieser Richtlinie, die die 
Kommission benötigt, um einen Bericht 
über deren Anwendung zu erstellen.
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